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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 19- Juni 1968 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Haidinger sowie 
der Bundesrichter Br. Gelhaar, Dr. Meager, Br. Messner 
und Mormann

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 5* Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Hamm vom 
27. Juni 1966 wird auf Kosten der Beklagten 
aurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger ist Konkursverwalter über das Vermögen 
der Firma V ^ p  in Werste (im folgenden: Gemeinschuld­
nerin) . Die Gemeinschuldnerin stand in Geschäftsverbin­
dung mit der Beklagten, von der sie Kraftstoffe bezog. 
Sie zahlte mit Wechseln, von denen mehrere prolongiert 
werden mußten. Der Debetsaldo betrug zum 25. November 
1964 rd. 30 150 DM9 nicht eingerechnet 3 damals noch 
laufende Wechsel Uber zusammen 15 000 DM. Als die Be­
klagte Mitte Dezember 1964 auf Zahlung oder Sicherungen 
drängte, stellte sie bei der Gemeinschuldnerin wirt­
schaftliche Schwierigkeiten fest. Sie ließ sich daher 
an 15* oder 17. Dezember 1964 3 Ikws zur Sicherheit 
übereignen, die jedoch vorher bereits an andere Gläu­
biger übereignet worden waren.
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Am 18. Dezember 1964 beantragte die Gemeinschuld- 
nerin die Eröffnung dec Vergleichsverfahrens, das am 
13« Januar 1965 zur Eröffnung des Anschlußkonkurses 
führte. Die Beklagte meldete zur Konkurstabeile eine 
Forderung von rd. 47 380 DM an (Hauptforderung nebst 
Wechselunkosten und Verzugszinsen).

Sie verwertete im Einverständnis mit den ihr vor- 
gehenden Gläubigern die 3 ihr übereigneten Lastkraft­
wagen. Von dem Erlös erhielt sie 25 308,25 DM*

Mit der am 14. Mai 1965 zugestellten Klage focht 
der Klager die SicherungsUbereignung der 3 Lastkraft­
wagen konkursrochtlich an. Er verlangte zunächst Aus­
kunft über den bei der Verwertung von der Beklagten 
erzielten Erlös und Zahlung des nach der Auskunft auf 
die Beklagte entfallenden Erlösteils, nachdem der Aus­
kunftsantrag übereinstimmend für erledigt erklärt wor­
den war, verlangte der Kläger den bereits genannten 
Betrag von 25 308, 25 DM nebst Zinsen.

Beide Vorinstansen haben der Klage stattgegeben. 
Mit der Revision, deren Zurückweisung der Kläger be­
antragt, verfolgt die Beklagte ihren Klageabweiaungs- 
antrag weiter.

Entsehexdungsgründo:

I. Das Berufungsgericht bejaht ein Anfechtungsrecht 
des Klägers nach § 30 Br. 2 KO, weil die Beklagte inner 
halb der letzten 10 Tage vor Stellung des Antrages auf 
Eröffnung des Vergleichsverfahrens im Y/ego der Anschluß 
oichcrungsüberoignung eine Sicherung erlangt hat, auf 
die kein Anspruch bestanden habe.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

Zu <3er von ihm angenommenen inkongruenten Deckung 
der Beklagten fuhrt es aus:

Die Beklagte habe zwar in der Berufungsbegründung 
vorgetragon, die Gcmeinschuldnerin habe bereits zwei 
Monate vor Stellung des Antrags auf Eröffnung des Ver­
gleichsverfahrens dem Prokuristen K ^ H ^ H I ^ d e r  
klagten zugeoagt, dieser Lkv/s als Sicherheit für den 
offanstehenden Schuldsaldo zu übertragen. Dieses Vor­
bringen lasse jedoch nicht erkennen, daß damals eine 
vertragliche Verpflichtung zustande gekommen sei, zu­
mal cs in Widerspruch mit dem Vortrag der Beklagten in 
der Klageerv/iderung und der Bekundung des vom Landge­
richt als Zeugen vernommenen Prokuristen 
stehe» Das Berufungsgericht hat daher davon abgesehen, 
die von der Beklagten für ihre Behauptung erbotenen 
Beweise durch Vernehmung des Inhabers der Gcmeinschuld- 
nerin vfl) und des Prokuristen zu erheben.

II» Die Erwägungen des Berufungsgerichts lassen keinen 
Rechtsirrtum erkennen.

Es geht zutreffend davon aus, daß sich auch eine 
Anschlußsicherungsübereignung als eine konkursrochtlieh 
anfechtbare Rechtshandlung darstellen kann. Daß sie zu­
nächst als Verfügung eines Nichtberechtigten anzusehen 
war, steht dem schon deshalb nicht entgegen, weil alle 
Beteiligten sich darüber einig wurden, daß der Beklag­
ten bei einer Verwertung der Sicherung der zur Befrie­
digung der vorangehenden Gläubiger nicht erforderliche 
übersohießende Erlös zufallen sollte. Da ohne die An­
schlußsicherungsübereignung dieser Erlösteil der Konkurs 
masse zugefallen wäre, nimmt das Berufungsgericht ohne 
Rechtsirrtum auch eine objektive Benachteiligung der Kon 
kursmasse an.
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Da die Anschlußsicherungsübereignung nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts entweder am 
15» oder am 17- Dezember 1964 erfolgt ist, liegt sie 
auf alle Falle innerhalb der Zehntagefrist vor Stel­
lung des Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfah­
rens, der gemäß § 107 VerglO für die konkursrechtlichc 
Anfechtbarkeit einer Hechtohandlung dem Antrag auf Er­
öffnung des Konkursverfahrens gleichsteht.

Auf diese Sicherung hatte die Beklagte, wie das 
Berufungsgericht rechtsirrtumsfrei annimmt, keinen An­
spruch. Sie stellt daher eine inkongruente Deckung 
dar.

Vergebens rügt die Revision einen Verfahrenover­
stoß des Berufungsgerichts. Entgegen ihrer Ansicht stellt 
die Begründung des Berufungsgerichts, mit der es das Be­
weisangebot der Beklagten ablehnt, die Sicherung sei ihr 
bereits 2 Monate vor Vergleichsantrag zugesagt worden, 
keine unzulässige vorv/eggenommene Beweisvrürdigung dar.
Bio Ausführungen des Berufungsgerichts laufen nicht da­
rauf hinaus, die Zeugen könnten eine Behauptung der Be­
klagten nicht bestätigen oder es könne ihnen eine für 
die Beklagte etwa günstige Aussage nicht geglaubt wor­
den. l)as Berufungsgericht hat vielmehr das Vorbringen 
der Beklagten ausgelegt und auf seine rechtliche Schlüs­
sigkeit gewürdigt. Es lag in seinem tatrichterlichen Er­
messen, diesen unsubstantiierten und in seinem wichtig­
sten Teil, der Zeitangabe, mit den bisherigen Darlegungen 
in Widerspruch stehenden Vortrag der Beklagten dahin zu 
verstehen, daß er ebensowenig wie die Darstellung in der 
Klageerwiderung die Behauptung eines bestimmten rechts- 
geochäftliehen Angebots enthielt, das zum Abschluß eines 
auf Bestellung einer bestimmten Sicherung gerichteten
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Vertrages und zur Begründung eines klagbaren Anspruchs 
der Beklagten hätte führen können, der ihr die Durch­
setzung der später erfolgten Anschlußsicherungcüber- 
eignung an den 3 Lkws ermöglicht haben würde. Daß dies 
der Sinn der Erwägungen des Berufungsgerichts ist, zei­
gen besonders deutlich seine abschließenden Ausfüh­
rungen: "Nach Ansicht des Senats läßt die eigene Be­
hauptung der Beklagten nicht erkennen, daß vor dem 
10. Dezember eine Verpflichtung zur Absicherung durch 
die schließlich gewählten Lkws begründet worden wäre."
Bei einer solchen Sachlage konnte das Berufungsgericht 
aber den Bev/oisantrag ohne Verfahrensverstoß als uner­
heblich ablehnen. Denn nur dann, wenn ein klagbarer 
Anspruch auf Bestellung bestimmter Sicherheiten be­
gründet worden wäre, hätte die Anschlußsicherungoüber- 
oignung als eine kongruente Deckung angesehen werden 
können. Eine vage unbestimmte Inaussichtstellung reicht 
hierzu nicht aus.

III. Da die angefochtene Rechtshandlung in die Zehn­
tagefrist vor Stellung des Vergleichseröffnungsantrageo 
fiel, konnte die Beklagte der Anfechtbarkeit nur dadurch 
entgehen, daß sie den Nachweis führte, sie habe weder von 
der Zahlungseinstellung noch von einer Absicht der Ge- 
meinschuldnorin Kenntnis gehabt, sie vor den übrigen Gläu­
bigern zu begünstigen. Diesen Nachweis hat das Berufungs­
gericht als gescheitert angesehen.

Es nimmt an, daß spätestens im Zeitpunkt der Sicho- 
rungsiiboreignung eine Lage gegeben gewesen sei, aus der 
die Unterhändler der Beklagten den Schluß hätten ziehen 
können und müssen, daß die Gemeinschuldnerin ihre Zah­
lungen eingestellt habe. Bs führt hierzu aus:
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Die Gemeinschuldnerin nahe seit dem 7. August 
1964 keine Barzahlungen mehr geleistet. Die von ihr 
gegebenen Wechsel hätten prolongiert werden müssen. 
Deshalb habe 3ich die Beklagte am 5- November 1964 
zu einer Liefersperre entschlossen. Am 10. Dezember 
1964 habe trotz des Drängens der Beklagten kei­
nerlei Zusagen für Geld oder Sicherheiten machen 
können. An 15. Dezember 1964 habo dann er­
fahren, daß die Hausbank der Gemeinschuldnerin den 
Kredit gekündigt hatte und daß wirtschaftliche Schwie­
rigkeiten bestanden. Die Unterhändler der Beklagten 
hätten also erfahren, daß die Gemeinschuldnerin völlig 
zahlungsunfähig sei, und zwar ihr selbst, der Bank und 
auch den Sicherungsnehmern gegenüber, daß sie keiner­
lei Mittel zu erwarten und ihre Zahlungen eingestellt 
hatte. An der Hinsicht, daß die Gemeinsehuldnerin ihre 
Zahlungen eingestellt habe, hätten sie nicht vorbei­
kommen können, zumal ihnen deren Inhaber V^fe noch 
dazu ausdrücklich erklärt habe, daß Wechsel zu Pro­
test gegangen seien, daß die Bank verdeckt abgetretene 
Kundenforderungen einziehe und daß auch aus einem et­
waigen Verkauf eines Stoinbruchs vorerst keine greif­
baren Mittel zu erwarten seien.

Die Erwägungen des Berufungsgerichts enthalten kei­
nen Hechtsfohler. Der Umstand, daß die Sicherung in die 
erörterte Zehntagefrist vor Stellung des Antrages auf 
Eröffnung des Vergleichsverfahrens fällt, führt dazu, 
daß der Konkursverwalter die Zahlungseinstellung selbst 
nicht zu beweisen braucht. Der der Beklagten obliegende 
Entlastungsbeweis hinsichtlich der Kenntnis der Zahlungs­
einstellung hätte sich dann erübrigt, wenn sie ihrer­
seits den Nachweis hatte führen können, daß zur Zeit der 
Sicherungsübcrcignung die Zahlungen noch nicht eingc-
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stellt waren. Das Berufungsgericht geht aber aufgrund 
des Beweisergebnisses - unangegriffen von der Revision - 
von dem Gegenteil aus. Mithin kam es auf den Entla­
stungsbeweis der Beklagten an.

Die Ausführungen des Berufungsgerichts lassen er­
kennen, daß es für eine Einstellung der Zahlung eine 
nur vorübergehende Zahlungsstockung nicht hätte auo- 
reichen lassen und daß auch die Beklagte den Begriff 
der Zahlungseinstellung richtig gesehen und die finan- 
zielten Schwierigkeiten der Gemeinschuldnerin in ihrer 
ganzen Tragweite richtig gewürdigt hat.

Die Einwendungen der Revision laufen im wesent­
lichen darauf hinaus, daß sie ihre eigene Würdigung 
des Beweisergebnisoes an die Stelle derjenigen des Be­
rufungsgerichts setzen will. Ras ist unzulässig. Inso­
weit kann sio mit ihren Ausführungen nicht gehört wer­
den.

Im übrigen ist das Vorbringen der Revision nicht 
schlüssig.

Es ist nicht richtig, daß das Berufungsgericht 
den Begriff der Zahlungseinstellung verkannt hatte.
Es leitet die Zahlungseinstellung nicht, wie die Revi­
sion meint, daraus her, daß die Gemeinsehuldnerin in 
der kritischen Zeit überschuldet gewesen sei. Es hat 
nicht verkannt, daß die Überschuldung nur als Beweis­
zeichen für eine Zahlungseinstellung herangezogen wer­
den darf.

I)as Berufungsgericht hat auch nicht übersehen, daß 
die Gemeinschuldnerin Wechsel in Zahlung gegeben hatte.
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Seine Erwägungen zielen aber, was die Revision nicht 
berücksichtigt, darauf hin, daß aus der Unmöglichkeit, 
irgendwelche Barzahlungen zu leisten, auf eine von der 
Beklagten erkannte Zahlungsunfähigkeit zu schließe!! 
sei, Bas ist rechtlich einwandfrei.

Da die Beklagte nicht bewiesen hat, daß sie die 
Zahlungseinstellung der Gemeinschuldnerin nicht ge­
kannt habe, kommt es auf die zweite, dem Anfeehtungs- 
gogner obliegende Entlastungsvorpflichtung, er habe 
von einer Absicht der Gemeinschuldnerin, ihn vor ande­
ren Gläubigern zu begünstigen, keine Kenntnis gehabt, 
nicht mehr an. Die konkursrechtlicho Anfechtung ist 
3chon im Hinblick auf das Scheitern des erörterten er­
sten Entlastungsbeweises begründet.

Der von der Beklagten bei der Verwertung der Lkv/s 
erzielte Erlösanteil ist daher gemäß § 37 KO an die 
Eiasse herauszugeben.
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Das Berufungsgericht hat der Klage somit zu Hecht 
stattgegeben. Die somit unbegründete Revision der Be­
klagten war mit der Kostenfolge aus § 97 2P0 zurücksu- 
weisen.

Dir. Haidinger Br. G-elhaar Dr. Mezgcr

Dr. ?*Iessner Mormann
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